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An das  

 

Abgeordnetenhaus von Berlin 

 

über Senatskanzlei - G Sen - 

 

 

 

M i t t e i l u n g 

 

-zur Kenntnisnahme - 

 

über 

 

Campus für Demokratie gemeinsam mit dem Bund weiterentwickeln 

 

- Drucksachen Nr. 19/0864, 19/0956, 19/1716 und 19/2455 

- Zwischenbericht - 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen legt nachstehende 

Mitteilung dem Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor. 

 

Das Abgeordnetenhaus hat in seiner Sitzung am 07.02.2023 folgendes beschlossen: 

 

„Campus für Demokratie gemeinsam mit dem Bund weiterentwickeln 

 

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen: 

Die ehemalige Stasi-Zentrale mit dem angrenzenden Quartier in Berlin-Lichtenberg ist 

ein Ort der Diktatur-, Revolutions- und Demokratiegeschichte von nationaler und 

internationaler Bedeutung. Dieser Ort steht gleichermaßen für das Unrecht der 

sowjetischen Militärjustiz, für die jahrzehntelange Repression durch das Ministerium für 

Staatssicherheit, für die Revolution, insbesondere durch die Besetzung des Geländes 

durch die Bürgerinnen und Bürger am 15. Januar 1990, für das Ringen um den Umgang 



mit den Hinterlassenschaften der Diktatur und die Gestaltung einer demokratischen 

Gesellschaft und für den Prozess der Aufklärung über Diktatur und Widerstand durch die 

jahrzehntelange Arbeit der auf dem Gelände tätigen Institutionen und 

zivilgesellschaftlichen Initiativen. 

 

Über seine historische Bedeutung und seine Rolle in der Gedenk- und Bildungslandschaft 

hinaus ist das Gelände ein Stadtraum mit einer vielfältigen Nutzung durch Bürgerinnen 

und Bürger, der einer Weiterentwicklung bedarf, um den sich veränderten Anforderungen 

an Nutzbarkeit, Barrierefreiheit, Aufenthaltsqualität und Mobilität gerecht zu werden. 

 

Vor diesem Hintergrund soll der Campus für Demokratie als gemeinsames Projekt des 

Bundes und des Landes Berlin weiterentwickelt werden. Eine Sanierung und Überführung 

in eine angemessene Nutzung der meisten Gebäude ist dringend und baldmöglichst 

erforderlich. Dabei und auch bei der Errichtung von Neubauten muss eine Balance 

gefunden werden, den Charakter und die Geschichte des Ortes zu bewahren und 

gleichzeitig eine zukunftsorientierte Nutzungsmischung zu ermöglichen. Im Fokus steht 

dabei die Gesamtentwicklung und nicht eine grundstücksweise Einzelentwicklung. 

 

Aus einem Ort der Diktatur und des demokratischen Aufbruchs soll ein Campus der 

Erinnerung, der Auseinandersetzung mit der Geschichte, der Gestaltung der Gegenwart 

und von Begegnung, Kultur und Bildung werden – ein Ort mit Vergangenheit und für die 

Zukunft. Der Berliner Aufarbeitungsbeauftragte und die aktuellen Nutzer des Geländes 

wie das Bundesarchiv, das Stasimuseum, die Robert-Havemann-Gesellschaft, die 

ansässigen Opferverbände und weitere Vereine und Aufarbeitungsinitiativen sollen aktiv 

in die inhaltliche Konzeption und deren Umsetzung einbezogen werden. 

 

Der Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP auf Bundesebene 

sieht eine Aktualisierung der Gedenkstättenkonzeption des Bundes und die Unterstützung 

der Weiterentwicklung der ehemaligen Stasi-Zentrale zum Campus für Demokratie vor. 

 

Der Senat wird aufgefordert, sich gegenüber der Bundesregierung dafür einzusetzen, 

dass der Campus Demokratie aufgrund seiner nationalen Bedeutung in die 

Gedenkstättenkonzeption des Bundes als herausgehobener Ort deutscher Diktatur- und 

Demokratiegeschichte aufgenommen wird und zudem im Rahmenkonzept der Stiftung 

Orte der Demokratiegeschichte ergänzt wird. 

 

Die Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie wird aufgefordert die Etablierung 

des Geländes als außerschulischen Lernort zu forcieren und hierfür gemeinsam mit den 

auf dem Gelände tätigen Institutionen, wie dem Bundesarchiv, der Robert-Havemann-

Gesellschaft und dem Stasimuseum eine entsprechende Konzeption zu erarbeiten. 

 



Als wesentliche Ankernutzungen begrüßt das Abgeordnetenhaus die Entscheidung des 

Bundes auf dem Gelände ein Archivzentrum SED-Diktatur einzurichten, in dem neben den 

Stasi-Unterlagen weitere Bestände des Bundesarchivs mit Bezug zur DDR-Geschichte 

untergebracht werden sollen. 

 

Der Deutsche Bundestag hat die Erstellung einer Dauerausstellung sowie eines virtuellen 

Zeitzeugenarchivs zur Oppositions- und Widerstandsgeschichte über den gesamten 

Zeitraum kommunistischer Diktatur von 1945 bis 1989 unter Einbeziehung der Bestände 

des Archivs der DDR-Opposition beschlossen. Hierfür liegt von der Robert-Havemann-

Gesellschaft eine Machbarkeitsstudie für ein Forum Opposition und Widerstand 1945-

1990 (FOW) vor. Der Senat wird aufgefordert, sich gegenüber der Bundesregierung für 

eine schnelle Realisierung des FOW als relevanten Baustein des Campus für Demokratie 

einzusetzen und unter Einbeziehung des Berliner Aufarbeitungsbeauftragten bei der 

Umsetzung mitzuwirken. 

 

Als Unterstützung für Künstler, Journalisten oder Wissenschaftler, die heute in 

diktatorischen Staaten verfolgt werden und in Berlin im Exil sind, sollen auf dem Campus 

in einem der Häuser Arbeitsmöglichkeiten entstehen. Hierfür wird die Senatsverwaltung für 

Kultur und Europa aufgefordert, ein entsprechendes Konzept zu erarbeiten. 

 

Als weitere Nutzung des Geländes soll die Unterbringung eines Verwaltungsstandortes, 

z.B. für den Bezirk Lichtenberg, oder einer wissenschaftlichen Einrichtung der Berliner 

Universitäten mit zeitgeschichtlichem Bezug, z.B. ein Institut für Kommunismusforschung 

geplant werden. 

 

Zur Unterstützung der touristischen Belebung des Ortes soll die Ansiedlung einer 

Jugendherberge vorgesehen werden. 

 

Für Weiterentwicklung und Management des Campus, insbesondere in der Planungs- und 

Bauphase, soll eine gemeinsame Struktur, z.B. eine Projektgesellschaft, des Landes Berlin 

und des Bundes gegründet werden. Der Senat wird beauftragt, entsprechende 

Vorbereitungen zu treffen und in die Gespräche mit dem Bund einzubringen. 

 

In die weiteren konzeptionellen Arbeiten für den Campus sollen der Berliner 

Aufarbeitungsbeauftragte und das dort bereits tätige Standortmanagement eingebunden 

werden. 

 

Ein Bericht an das Abgeordnetenhaus soll zum 15. April 2023 und dann jährlich erfolgen. 

 

 

 

 



Hierzu wird berichtet: 

 

Auf der Grundlage der bisherigen Arbeitsergebnisse und Perspektiven ist eine interne 

Bewertung über die verbleibenden Aufgaben und Handlungsnotwendigkeiten für die 

Entwicklung des „Campus für Demokratie“ erforderlich. Das Ergebnis dieser 

Überlegungen ist die Grundlage für die weitere Berichterstattung zum Berichtsauftrag des 

Abgeordnetenhauses. Dieser interne Verständigungsprozess dauert noch an, weswegen 

um Fristverlängerung für den diesjährigen Bericht bis zum 10. Juli 2026 gebeten wird. 

 

 

Berlin, den 08.05.2026 

 

 

 

Christian Gaebler  

Senator für Stadtentwicklung,  

Bauen und Wohnen  


